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Mittheilungen aus den Verhandlungen der Stände des Großherzogthums
Baden im Jahr 1831 .

^ °° 43 . Karlsruhe 2 . Juni .

Forts , der fünf und zwanzigsten öffentlichen
Sitzung der zweiten Kammer .

Der Abg. v . Rot leck erstattet nun einen General .
Bericht über 101 Petitionen . Von diesen betreffen zehn
Petitionen , welche von der Stadt Lahr / der Gemeinde
Rust , mehreren Gemeinden des Amteö Eberbach , dem
Bürgermeister Bähr zu WaldShut , der Stadt Et .
tenheim , der Gemeinden Münchmeier , Rings ,
heim und Berwangen cingereicht find , die Aufhebung
oder Minderung der Sporteln/ oder Einführung einer an -
gemessenen Sportelordnung . Diese 10 Petitionen werden
der Kommission zugcwiesen, welche zur Begutachtung des
Antrages des Abg. Welker über die Gerichtssporteln
ernannt ist .

Beschwerden und Bitten , welche auf Verbesserung deS
GcmeindewcfenS Bezug haben , befinden sich 25 darunter.
Sie find eingereicht von dem Ortsgericht und Bürger.
auSschuß zu Grafen Hausen , den Gemeinden dcö Am .
teS B l li m e n f e l d , mehreren Bürgern von H e m S b a ch ,
den Wahlmänncrn des Amtsbezirks WaldShut , der
Gemeinde Rn st , den Wahlmännern des Stadtamrs Frei -
bürg, Wahlbezirks Breisach, dem Stadtrath zu Walds .
Hut , dem Bürgerin . Bähr zu WaldShut , den Kirch.
fpielSgemeinden Schon au , der Gemeinde Mühlbach
bei Eppingen , den Ecm . Burg , Kappel am Rhein ,
Rings he im , Berwangen , dem Xav . Schmidt
von O b er la u chri nge n , den Gem. der Grafschaft
Hau enstein , den OrtSvorständen zu HaSmerSheim ,
zu AdclSheim , der Gem. Häußern , der Gem . im
Kirchzarlner Thale , mehreren Bürgern der Aemter
Neustadt , Hüfingen , der Gem. Rügen und den
Wahlm. des Amtsbezirks St . Blasien . Alle diese Pe.
tilionen werden der GemeindeordnungS. Kommission zur
Berücksichtigung überwiesen.

Petitionen , welche oft Abschaffung der Herrenfrohnden
oder deS FrohndgeldeS betreffen , befinden sich 17 dabei,
cingereicht von den Gemeinden deS Bezirksamtes G e rnS .
bach , der Gemeinde Liel , Reckarzimmern , der
Stadt Heiter Shcim und den Gemeinden Wein gar .
ten , Esch bach , Grieöheim und Schlatt , der
Gemeinde Rust , mehreren Orten des Amtes Eberbach ,

! den Gemeinden Rohrbach , Berwangen , Sulz .
^ feld , G r o ß eich olz he i IN, Kippen heim , Rings ,

heim , Altdorf » Gr om bach , Richen , den Bür.

gern von Neu ha nscn , und den OrtSvorständen
dcö Amtes Adels he im . — Da die Sache der Herren,
frohnden in der Kammer bereits erledigt ist , gehen diese
Petitionen alle a<i acta .

Die Aufhebung der Straßenfrohnden begehren 11 Pe.
titionen der Gemeinden um Hüfingen und Donau ,
eschingen , zu RingSheim , Kippenheim und
Weiler , Etlenheim , Münchweier , Heiligen ,
zell , Rust , Grafen hausen , Rücken bach, Steb .
bach und Richen . Sic werden der Budget -Kommission
überwiesen.

Acht Bittschriften um Herstellung der Preßfreiheit
sind dabei , welche eingegeben wurden von 100 Bürgern
und Einwohnern der Stadt F r c i b u r g , den Stadt - und
Landgemelnden Ettenheim , Ringsheim , Rust ,
Kappel , Grafenhausen und Orschweicr , vielen
Gemeinden des Amtes Wald kirch und des Kirch .

zarter Thaleö , deS 17 . AemterwahlbezirkeS, der Stadt
Konstanz , der Stadt Pforzheim , der Stadt Wert -
heim , des Amtes WaldShut und der Stadt Walds .
Hut. Diese werden der zu Begutachtung der Motion dcö
Abg . Welker aufHcrstcllung der Preßfreiheit ernannten
Kommission übergeben .

'
Um Aufhebung des Zehntens bitten 30 Petitionen , ein-
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gereicht von den Gemeinden des Amtes H » fingen ,
Reichenau , Ehrftädt , des Amtes Mosbach und
Eberbach , Weiterdingen / Ettenheim , Rust ,
Ringsheim , Münch weier , Altdorf , Kippen -
hcim , Kappel , Rohrbach , Herder » , Burk ,
heim , Bicken sohl , Bisch offin gen undJcchtin -
gen , Mannheim , Berivangcn , Münfterthal u .
Münchweier , Aeffhausen , Rickenbach , Steb .
b a ch , G r o m b a ch , Richen , Neuershausen und
Buchheim , Kenzingen , Herbolzheim , Forch-
heim , Wyhl , SaLbach , Königschaffhauscn ,
Oberbiderbach . Eine Eingabe des Kameralpraktikan.
ten Stutzer in Müllheim trägt auf Ablösung deSZehn.
tens aus Staatsmitteln und zur Deckung auf Einführung
einer Kapitaliensteuer an .

Alle diese Petitionen werden der Kommission zugewie .
sen , welche die Motion des Abg. v . Rotteck , auf Ab.
fchaffung des Zehntens zu begutachten hat.

Der Abg . Bader berichtet nun über die Bitte der
Erbbeständer zu Lobenfeld wegen Modifikation ihrer
Erblehen. Da kein Gesetz vorliegt , welches den Grund ,
eigenthümer verbindet, die von den Erbbeständen ange¬
botene Ablösung anzunehmen , kann sie nur durch frei-
willige Uebereinkunft eintreten . Hierzu ist die kathol. Kir-
chensection durch ihre Stellung ermächtigt. Der Antrag
geht auf die Tagesordnung.

Die Kammer tritt dem Anträge der Kommission bei .
Derselbe berichtet über die Beschwerde des I . G .

Fischer zu Oppen au wegen Verakkordirung des Holz ,
macher - und FuhrlohneS in den herrschaftlichen Waldun .
gen zu Rordrach u . GittcrSbach. — Er trägt auf Ueber-
gäbe an das Staatüministerium zu Erörterung und Er.
ledigung der Sache an .

Der Abg . Seltzam bemerkt , die Sache fey gründlich
untersucht, doch wende er nichts gegen die Ueberweisung
an das Staatsministerium ein . — Der Abg . v . Jtzftein
glaubt , weil der Staatskasse durch Nrchtannahme des von
Fischer geschehenen Gebots ein Schaden von 8—900 fl .
erwachsen sey , weil daS Holzmachen nicht versteigert ,
also nicht ausgeschrieben , sondern auS freier Hand bcge.
ben worden , so sey dicß einer Untersuchung werth , und
er unterstütze selbst im Interesse des Forstamtes den An.
trag der Kommission . — Der Finanzminister v. Böckh
erklärt , die Sache sey schon untersucht ; alS Resultat der
lUttersnchung habe man der Forstbehörde die Zufrieden,

heil der Regierung mit ihrem Benehmen zu erkennen ge .
geben , und Fischer habe sich alS muthwilligen Quäru .
tauten erwiesen . Er ließt hierauf den von dem Finanz .
Ministerium an daö StaatSministerium erstatteten Bericht
vor . Die Abgeordneten v . I tz st e i n , Bader und W i n .
ter v . H . , beruhigen sich nicht dadurch , und da der
Finanzministcr zu nochmaliger Erwägung dieser Sache
die Vorlage sämmtlicher Akten anbieiet , nimmt Grimm
die Veranlassung , auf Zurückweisung dieses Gegenstandes
zu nochmaliger Prüfung in der Kommission anzutragen ,
denn ihm scheinen sich die Zeugnisse für den betreffenden
Förster und für Fischer zu wiedersprechen , eines
müsse wohl falsch seyn , und die Stelle, welche solches
ausgestellt , verdiene eine ernstliche Rüge.

Mittermaier , Welker und Andere unterstützen
diesen Antrag , und die Kammer beschließt nach demselben,
diese Petition der Kommission zurück zu weisen, um nach
Einsicht der Finanzministerial . Akten aufs Neue darüber
zu berichten .

Der Abg . Blankenborn berichtet endlich über die
Bitte der Gemeinde Kappel am Rhein wegen Aufhe .
bung des Accifts vom Schweineschlachten . Der Antrag
geht darauf , die Petition der Budget-Kommtssion zu zu
weisen . Welker , Seltzam und Hoffman » unter,
stützen den Antrag . Seltzam bemerkt dabei , die Aceise
hiervon betrage 45,000 fl . , da aber darunter auch dir
von Metzgern für Schweine bezahlte Aceise begriffen wäre,
so könne die Aceise vom Schweineschlachren im Hause
höchstens 20 .000 fl . ausmachen . Hoffmann fügt bei ,
daß die Erhebungökosten übbcrdieß noch 24% betrügen.

Die Kammer beschließt die Zuweisung dieser Petition
an die Budget . Kommission.

Sechs u . zwanzigste offenst . Sitzung der zweiten Kammer.
Karlsruhe , de» 18. Mai 1831.

Nachdem von dem ersten Sekretär Grimm 29 neu ein.
gekommene Petitionen angezcigt und von dem Abgeord .
M arg et zwei von Bürgern des Amtes Schopfheim, um
Preßfreiheit und Aufhebung der Zehnten eingereicht , und
an die Petitions. Kommission gewiesen waren, betritt der
Abg . Mittermaier die Redncrbühnc , und ließt aus
seinem umfassenden Bericht , über den von der Regierung
mitgctheilten Gesetzesentwurf über Verfassung und
Verwaltung der Gemeinden folgende Hauptab.
schnitte vor .
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„ Bei allen Instituten / deren Ursprung in daS Dunkel
der Vorzeit zurückreicht / tritt die eigentümliche Schmie -
rigkcit ein , eingewurzelte Begriffe und Vorurtheile mit
den notwendigen Fortschritten der bürgerlichen Gesell¬
schaft in Einklang zu bringen .

Die Mehrzahl unsrer heutigen Gemeinden ist aus ur¬
alten freien Vereinigungen mehrerer in einem Bezirke
angesiedelter Familien zum wechselseitigen Schutze , Ver¬
tretung , Handhabung des Friedens und gemcinschaftli -
eher Benutzung gewisser Districte hervorgegangen . Die
Zeugnisse der Geschichte verdammen den Jrrthum , wel-
cher den Ursprung aller Gemeinden den Privilegien der
Staatsgewalt zuschreibt , da vielmehr der Staat erst
allmählig auö dem Zusammenschmelzen der Gemeinden
gebildet worden ist. Die zahlreichen Gemeindeordnun -
gen des vierzehnten und fünfzehnten Jahrhunderts , ob-
wohl man sie von den Vorurthcilen des Gemeinde -
AristocratiSmuS und des Isolirungösystemö in politischer
Beziehung nicht freisprechen kann , bewähren im Ganzen
den praktischen Verstand unserer Voreltern , und enthal -
ten einen Schatz von weisen , aus langer Erfahrung und
Kenntniß des Lebens geschöpften Vorschriften , berechnet
auf eine in daS größte Detail gehende Vorsorge für die
Erreichung der Gemeindczwecke. Seit dem 16 . Jahrhun¬
derte entwickelte sich durch die Gründung einer Staats¬
gewalt ein Kampf derselben gegen die Gemeinden ; die
grundlose auf Mißverständnissen beruhende Ansicht von
der Minderjährigkeit der Gemeinden , — die Ausdehnung
mancher Einrichtungen , welche bei einzelnen unserer
Landgemeinden , in Bezug auf ihre Leib - und Schutzher¬
ren , vorkamen , auf alle Gemeinden , erleichterte die be-
schränkende Einwirkung des Staats auf die Gemeinden ;
der Geist des Centralistrens , der unter einem unverdäch -
tigen Aushängschild daS Vermögen der Gemeinden und
Stiftungen ergriff , feit der französischen Revolution ein
gewisser Geist des Mißtrauens gegen alle Korporationen ,
vernichtete die Selbstständigkeit der Gemeinden , und un¬
ter dem Siege der Meinung , daß die Gemeinden nur
Staatsanstalten ftyon , gleichsam Stücke aus der großen
Maschine , die der Siaatskünstler nach Belieben verän¬
dern und nmgestalten könne , entstanden Gemeiudeordnnn -
gen , die dem Bedürfnisse nicht entbrachen .

Man würde ungerecht seyn , wenn man verkennen
wollte , daß auch die Gemeinden von ihrer Seite ihre
wahre Stellung zum Staate nicht würdigten . Die durch

, die Kriege nothwendig gewordenen Gemeindeschulden hat -
! ten das Gemeindevermögen empfindlich angegriffen ; durch

den Leichtsinn der Magistrale , durch die Eingriffe der
Regierung , welche daS Gemeindcvermögen selbst alS ein
mittelbares Staatsvcrmögen zu behandeln anfing , wurden
dem Gemeindcgut unerschwingliche Lasten aufgelegt ; eine
unvorsichtige Vertheilung des Gemeindeguts raubte man¬
cher Gemeinde ihre HülfSquellen , ein spießbürgerlicher
Sinn trat an die Stelle des wahren edlen BürgerstnnS ;
Unwissenheit , Anmaßung und Egoismus der Magistrate
drohten den Untergang des Gemcindclebens herbeizufüh -
ren . Die Gemeindevorsteher selbst wurden die unbeding¬
ten Werkzeuge der Staatsverwaltungsstellen , und wurden
leider in Landgemeinden oft nur als AmtSknechre behan¬
delt . Den wohlgemeinten VerbefferungSversuchen , von
Seite der Staatsgewalt , setzte man nicht selten von
Seite der Gemeinden die Berufung auf erworbene Rechte
und Heiligkeit des Herkommens entgegen , während man
die oft gegründeten Ansprüche der Gemeinden mit dem
Lieblingssatze zurückwieS : daß nur mittelalterliche Ansich¬
ten , die der Geist der Zeit verbanne , die Nothwendigkeit
der Einwirkung der Staatsgewalt auf die Gemeinden ,
verkennen könnte . An Unklarheit der Vorstellungen fehlte
es so auf beiden Seiten nicht .

Wer mag läugnen , daß jene Ansichten der Vorzeit ,
hervorgegangen aus dem Mangel der Staatsgewalt und
eines staatsbürgerlichen Lebens , begründet durch die
Stellung der Gemeinden , als politische Korporationen
mit vollständiger Autonomie , oft begünstigt durch Regel¬
ten , welche insbesondere die Städte als Mittel brauch¬
ten , um die Macht des Adels zu brechen , verschwinden
müssen vor der Ausbildung einer wahren Staatsgewalt
und der nothwendigen Einheit des Wirkens derselben zur
Erreichung des StaatSzwcckeö ? Wer mag in Abrede stel¬
len , daß jede Gemeinde ein Theil des Staats und jedes
Gemeindeglied ein Staatsbürger ist , und in so fern die
Wirksamkeit der Gemeinden in ihrer politischen Richtung
durch daS Einwirken der Staatsregierung , so weit der
Staatszweck dasselbe bedingt , geleitet wird .

Die wahre Selbstständigkeit der Gemeinden besteht in
der Anerkennung der Persönlichkeit der Gemeinden , nach
der sie als freie Vereinigungen zur Realisirung des So -
cialzweckö, mit eigenen privatrechtlich begründeten Ver¬
mögensrechten erscheinen, und daher allein lerechtigt sind,
in wie fern sie andern , noch nicht der Vereinigung an-



gehörigen Personen Rechte cinräumen , und Aufnahme in
den cngern Gemeindeverband zugestehen wollen , da durch
jedes neue Eintreten die erworbenen Rechte der vorhan¬
denen Bürger , z. B . wegen AllinendgcnusseS, beeinlräch -
tigt werden . Die Erwägung , daß der Staat hier die
nimmer sterbende unsichtbare Gesammtpeisönlichkeit der
Gemeinden vertritt , wie der geistreiche Verfasser des con -
ßituttonellen StaatSrechtS richtig bemerkt , das Interesse
der Nachkommen der jetzigen Gemeindeglieder gegen An¬
maßungen , Leichtsinn und Selbstfncht der Gemeindcver -
Walter in Schuh nimmt , rechtfertigt hier auch die Auf¬
sicht des Staats über die Verwaltung des Gemcindevcr -
mögenS. Die Gemeinden sind zugleich Theile des Staats -
gebictS, sie erreichen die nämlichen Zwecke wie der Staat ,
und sie erscheinen als Vereinigungen , in welchen die
Staatsbürger ihre staatsbürgerlichen Rechte , insbeson¬
dere auch ihre politischen Rechte , z . B - in Bezug aus
Wahlen , auSüben ; der ganze Staat selbst besteht aus
Gemeinden , und so muß jeder Staatsbürger in irgend
einer Gemeinde sich aufhalten , so daß jede Gemeinde in
einem organischen Zusammenhang mit dem Staate stehen
muß , und daher auch der Staat die Gemeindcobrigkeit
benützt , damit die allgemeinen Staatsgesetze sicher gchand -
habt werden können .

Hier nun , wo diese politische Stellung der Gemeinden
in Frage steht , wird die Einwirkung deS Staats eine
unmittelbare ftyn , und da beginnen müssen , wo staatö -
bürgerliche Interessen der Gcmcindegliedcr bethciligt sind
und die Korporation sich nickt selbst überlassen werden
darf , damit nicht die Interessen deö Staats gefährdet
werden , oder wo der Staat , indem er die bestehenden
Gemeinden benützt , ihnen gewisse , an sich der Staatsge¬
walt zwstehende , Reckte überträgt , und es darauf an¬
kömmt , daß die nokhwendige Einheit der StaatSverwal -
lung und der Vollstreckung der Gesetze in allen Theilen
deS Staatsgebiets gleichförmig erreicht werde.

In folchtm Sinne allein kann die Gemeinde , wie sie
der gründliche Berichterstatter der ersten Kammer im
Jahre 1822 schilderte , cnie Unterabtheilung im Staats -
bezirke genannt werden . Daher kann auch die Gemeinde
nicht , wie eine andere Körperschaft, in ihre eigenen vom
Staatözwecke getrennt bestehenden Zwecke zu erreichen
hat , betrachtet werden , in Ansehung derer das Wirken
der Staatsgewalt nur mehr negativer Art ist , während
hier die Gemeinde selbst Mittel für erleichterte Erreichung

deS Staarszwecks ist , und daher da » Wirken der Staats¬
gewalt selbst ein positives genannt werden kann»

Bei einer solchen Collision von Ansichten , in welchen
die Anhänger einer Parrhei von Vorurtheilen , Egoismus
und dem Festhalten am Herkömmlichen beherrscht werden ,
und um so schwerer zu heilen sind , jemehr sie oft selbst
ihre Vorurthcile für liberale Ideen halten , und Bürger«
sinn und Kemcingeist mit Spießbürgerthum verwechseln,
während auf der andern Seite Mißtrauen Gefahren wit¬
tert , und die an despotisches Einschreiten gewöhnte
Herrschaft den durch Verewigung der Kräfte wachsenden
Muth der Gemeinden fürchtet , und die Gemeinden als
bloße Fachwerke in der StaatSmafchine betrachten mag,
— bei solcher Unklarheit bedarf eS einer Gcmeindcord -
nung , welche das Verhältniß der Gemeinden zum Staat
regulirt , die der Vorzeit angehörigen und durch Verände¬
rungen der politischen Verhältnisse unanwendbar gewor-
denen Ansichten über die Stellung der Gemeinden zum
Staat , vernichtet , zugleich aber die Selbstständigkeit der
Gemeinden in so ferne anerkennt , als der Staat jeder
Einwirkung da sich enthält , wo die Gemeinde , ohne
Nachihcil für den Staalözwcck, sich selbst überlassen wer¬
den kann , und durch seine 'Einmischung eine Lähmung
deS GemeingeistcS eintreten würde.

Die Aufgabe einer Gemeindeordnung ist dann , das
Verhältniß der staatsbürgerlichen Rechte und der reinen
Gemeindebürgerrechte genau zu bestimmen , damit nicht
Rechte , welche jedem Staatsbürger als solche zukommcn,
als Ausflüsse ihrer Gnade von der Gemeinde betrachtet
und an ungerechte Beschränkungen gebunden werden . ES
muß der Umfang bezeichnet werden , nach welchem der
Staat gewisse Rechte der Staatsgewalt der Gemeinde
übertragen will , und in welchem Verhältniß die Aus¬
übung geschehen kann . ES muß die Verfassung der Ge-
mcinde selbst so regulirt werden , daß die durch das Zu -
sammculeben vieler Menschen politisch bedeutende Korpo¬
ration nicht eine dem Staate selbst gefährliche Stellung
annehme , aber auch nicht die Uebermacht bevorrechteter
Gemeindevorsteher und Magistrale die Rechte der einzel¬
nen Bürger beeinträchtige, oder einen Parlheigeist in tzer
Gemeinde entzünde , der jeden wahren Gemcinsinn ver-
nichtet . Auf diese Art ist jede Gemeindeordnung selbst
eine Wohlthat für die Gemeinde , die dadurch gegen Un-
geschicklichkeit und Anmaßung ihrer Vertreter , eben so

wie gegen Uebcrgriffe hcrrschsüchtiger RegierungSbeam-
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tt » , sicher gestellt wird , und an der schützenden Macht
des StaarS eine Garantie für ein harmonisches Wirken
erhält . Die Gemeindcordnung ist zugleich der ergänzende
Tbeil der Verfassung eines Landes , weil nur durch sie
ächter Sinn für öffentliche Angelegenheiten , ein wahrhaft
eonstitutionellcs Leben erweckt werden kann , der Bürger
aber nach bekannter Erfahrung den ihn zunächst berühren ,
den Krciö lieb gewinnt , und so durch Entwicklung dcS
Sinn » für Gemeindeleben sich gewöhnt , den Egoismus
öffentlichen Interessen aufzuopfern , so daß allmählig erst
aus der Blüthe des ächten Gemeindegeists die Frucht der
begeistert an dem Vaterlande Hangenden Liebe und Auf.
opferung für seine Interessen sich erzeugt . Der Charak¬
ter des constltncionellen Geistes , der Grad der warmen
Theilnahme an den allgemeine » Interessen — bedeutend
z . B . bei den landständifchcn Wahlen , wird zunächst vor,
bereitet und begründet durch den Character des politi .
schen Sinnes , der in einer Gemeinde sich auSbilder . Der
Wohlstand der Gemeinde ist , wie der Wohlstand der Fa .
milien , die Grundbedingung des Wohlstands des Staats
selbst . Die Errichtung großer gemeinnütziger Anstalten ,
vergebens hervorgerufen da , wo Mißtrauen des Staats
die Gemeindeselbstständigkeil lähmt , gelingt glänzend da ,
wo öffentlicher Sinn die Bürger beseelt , und in den
Zeiten der Roth , in welchen große Anstrengungen noth .
wendig werden , ist eü nur der zunächst im befreundeten
Kreise der Gemeindegenossen wirkende Geist der Selbst¬
aufopferung , der zu großen Opfern und außerordentlicher
Thcilnahme bewegt .

In diesem Sinne hat Preußen würdig durch seine jetzt
im März 1831 revidirte Städteordnung von 1808 die Be .
deutung einer Commnnalordnung ausgesprochen , und er-
kannt , daß das dringend sich äußernde Bedürfniß einer
wirksamen Theilnahme der Bürger an der Verwaltung
des Gemeinwesens die Rothwendigkeit herbeiführe , den
Bürgern einen festen Vereinigungspunkt zu geben , und
durch die Theilnahme an der Gemeindeverwaltung Ge .
meinstnn zu erwecken und zu erhalten .

So empfangen auch wir , dankbar erkennend , in dem
Entwurf der Gemeindeordnung erst eines der Gesetze ,
welches zu den Schlußformen unserer Verfassung gehört ,
und ehren darin die Reinheit der Absichten der Regie ,
rung , die in dem Bcwnßtseyn redlichen Willens nicht
nöthig hat , in feindliche Stellung zu den Gemeinden sich
zu setzen , und zugleich den Gemeinden Rechte zurückgibt ,

welche verkehrter CcittralisationSgeist oder irrige Ansichten
von der Staatsgewalt ihnen raubten , ohne daß sie deß.
wegen auf jene Rechte verzichtet , ohne deren Bewahrung
die Erreichung des Staatözwecks vereitelt würde .

Meine Herren ! Ihre Kommission , die zu der Annahme
des Entwurfs Ihnen räth , hat sich überzeugt , daß der
vorgelegte Entwurf , wenn wir auf die Grundsätze sehen ,
von denen er auSgeht , den Vorzug vor allen auf früher »
Landtagen vorgelegten Entwürfen verdient . Die Erfahrun .
gen früherer Landtage , die Fülle von praktisch richtigen
Bemerkungen , die in den Berathnngen der beiden Kam .
mern über die frühere Gemeindeordnung nicdcrgelegt wur -
den , sind von der Regierung bei dem jetzigen Entwürfe bc.
nutzt , und manche Einwendungen sind daher von selbst
entfernt worden . Ihre Kommission hat eS für Pflicht
gehalten , indem sie die Gemeindeordnung in einem ge ,
wissen Sinn als eine Convention zwischen Staat und Ge .
meinden betrachtet , die verschiedenen lokalen Interessen
der Gemeinden des GroßherzogthumS zu befragen , und
überall zu prüfen , ob nicht durch die Anwendung der
allgemeinen , im Entwürfe vorgeschlagenen Bestimmungen
in einzelnen Gemeinden wegen ihrer lokalen Verhältnisse
Nachtheile entstehen könnten , welche in dem Wunsche der
Regierung nie gelegen seyn können. Die Kommission hat
zwar erwogen , daß ein Gesetz nie auf das kleinste Detail
und auf jeden möglichen außerordentlichen Fall berechnet
sey , nilit jedes mögliche lokale Interesse berücksichtigen
könne ; sie hat aber auch nicht vernachlässigt , durch die
Abwägung aller ihr bekannt gewordenen lokalen Verhält -
nisse gleichsam ein Durchschnittöverhältniß anzunehmen
und darnach die Vorschläge der Regierung zu modifiziren ,
bei deren Prüfung sie sich zugleich die Aufgabe machte, jede»
zu allgemeinen oder unbestimmten Ausdruck zu vermeiden ,
unter dessen Begünstigung sonst einzelne dienstfertige oder
willkührliche Regierungsbeamte die Gemeinden beschrän -
ken , oder Uebermacht oder Unverstand der GemeindSbe .
amten die Interessen der ganzen Gemeinde beeinträchtigen
könnten . Ihrer Kommission sind nicht die oft geäußerten
Wünsche entgangen , daß man eine abgesonderte Gemein ,
deordnung für die Landgemeinden und eine eigene Städte -
ordnung erlassen möchte, da die Verhältnisse und die In -
teressen von Land , und Stadtgemeinden zu verschiedenar .
tig wären , daher auch die früher vorgelegten Gemeinde ,
ordnungen eigene Vorschriften über die größeren Städte
enthalten hätten . Wir verkennen nicht , daß überhaupt



bei einer Gemeindeordnung die Schwierigkeit vorkommt ,
Bestimmungen zu geben , welche auch den verschiedenar¬
tigsten Verhältnissen anpaßten ; wir wußten wohl , daß
schon so viel darauf ankommt , ob in einer Gemeinde ein
bedeutender Bürgergenuß besteht , oder ein solcher z . B .
in Karlsruhe , Mannheim gänzlich mangelt . Während in
Gemeinden der letzten Art der Gleichstellung der OrtS -
und Schutzbürger nichts im Wege steht und die Interes .

sen aller Bürger in der Gemeinde gleich stnd , stößt
man bei den Gemeinden erster Art auf die Schwierig¬
keit , den im Besitze des Bürgergenusses befindlichen Bür¬

gern Rechte zu schmälern . So läßt sich auch nicht laug ,

nen , daß das Merkmal der Stadt mehr darin beruht ,
daß in der Stadt ein vollständig und zusammenhängend
betriebenes Gewerbewesen vorkömmt , während in den

Landgemeinden mehr ackerbauende Interessen hervortrecen ;
allein bei einer schärfern Betrachtung muß man das Sy¬

stem der vorliegenden Gemcindeordnung billigen , nach
welchem den Stadt - und Landgemeinden eine gemein-

schaftliche Gemeindeordnung gegeben ist. Durch die Aus¬

dehnung der GewerbSverhältnisse und das Wegfallen
mancher alten Zunfteinrichtungen ist ohnehin eineSchei -
dcwand zwischen Städten und Landgemeinden gefallen ,
so daß es oft schwierig ist anzugebcn , warum ein gewisser
Ort Scadt , und ein anderer , benachbarter , oft weit

ausgedehnterer , Dorf heißt . Die Geschichte lehrt , daß
die Verleihung der Stadkfrciheit für die kleinen Städte

auf keinen festen Prinzipien , vielmehr auf Verhältnissen
beruht , nach welchen auch die Titel verliehen werden .
In den kleinern Städten ist ohnehin mehr Ackerbau vor .
herrschend , und GewerbSbctreibung ist Nebensache. Da
aber Stadt , und Landgemeinden nur Arten der nämli¬
chen Gattung Gemeinde überhaupt stnd , da aus dem
Wesen der letzter« gewiß für alle Gemeinden gleiche
Merkmale fließen , so ist es zweckmäßig, für alle die
nämliche Gemeindeordnung zu erlassen ; da aber in den
größern Srädten unfehlbar ein größerer Zusammenfluß
von Einwohnern fich findet , und selbst das Zuströmen

.vieler Fremden auSbedehntere Anstalten nöthig macht , da

auch angenommen werden kann , daß unter der großen
Zahl von gewerbtreibenden Bürgern und gebildeten Ein¬

wohnern einer Stadt größere Intelligenz in Städten ver.
breitet ist alö in kleinen Landgemeinden , daher auch den

Stadtgemeinden größere Selbstständigkeit gegeben werden

darf , so wird sich in der Anwendung und der Ausführung

der Gemcindeordnung im Leben von selbst eine Verschie¬
denheit zeigen , je nachdem das Gesetz auf Stadt - oder
Landgemeinden angepaßt werden soll , ohne daß deßwegen
daS Grundverhältniß geändert wird . Dem Gesetzgeber ist
aber nicht entgangen , daß in Städten eine weit größere
Ungleichheit des Vermögens als auf dem Lande vorkommt ,
daß daher in Städten eine größere Zahl von Bürgern
existirt , welche die Klasse der niedrigst Besteuerten bilden ,
ihr Brod kümmerlich erwerben und daher , insbesondre in
Fabrikstädten , von den reichern Bürgern völlig abhängig
werden , so daß man ihnen den nöthigen Grad politischer
Selbstständigkeit nicht zuschreiben konnte , daher in sol-
chen großen Städten ein Wahlcensus nach § . 12 sich recht¬
fertigt , der in Landgemeinden , wo mehr gleichheitliche
Verhältnisse des Reichthumö Vorkommen und auch der

Kleinbegüterte die nämliche Stimme in d >. r Gemeinde führt ,
alö nnnöthig erscheint . Auch begreift cö sich , daß in den

großen Städten , wo die bedeutende Einwohnerzahl schon
wegen des Mangels eines hierzu passenden Lokals die Zu -

sammenberufung aller Bnr '
ger unmöglich macht , eine

Modification in dem Gesetze § . 40 in der Art nöthig
wurde , daß an die Stelle der ganzen Gemeinden der grö¬
ßere Bürgerausschuß tritt , während die Rücksicht , daß in

ganz kleinen Landgemeinden z . B . unter 60 Bürgern der

sonst gewöhnliche Bürgerausschuß unnöthig ist , da die Be .

schränktheit der Zahl der Gemeindegliedcr die Zusammen ,

berufung der ganzen Gemeinde leicht macht , woraus sich

) . 35 der Gemeindeordnung erklärt . Ihre Kommission

stimmt daher für die Annahme des § . 1 .
Wenn die Kommission der Ansicht des Entwurfes , nach

welcher es m die Hand der Regierung gelegt wird , ob

sie den als Bügermeister Gewählten bestätigen oder ver¬

werfen will , nicht bcistimmen konnte , so verkannte sie

nicht , daß der Gemeindebeamte zugleich der Vollziehungs -

beamite der Regierung ist , viele von ihr der Gemeinde

übertragene Geschäfte zu besorgen hat , und daß es der

Regierung schwer fallen müßte , durch einen Mann zu
wirken , der ihr Vertrauen durchaus nicht besitzt , daß end -

lich selbst Verhältnisse Vorkommen können, in welchen eine

künstlich nur von einer Parthei in der Gemeinde bewirkte

Majorität für einen des wahren Vertrauens unwürdigen
Mann spricht , und so selbst im Interesse der Gemeinde

und des öffentlichen Wohls der Regierung eS frei sichen

muß , dem Partheigeifte entgegen zu wirken . Allein die

Kommission hält diese Rücksichten nur für untergeordnet ,
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und gebt von der Grundansicht auS , daß der Gemeinde -
beamte der Vertreter und der Rathgeber der Gemeinde
ist , und es wohl auffallend klingt , eine Person , sie fei)
eine physische oder moralische , darin beschränken zu wol¬
len , wem sie ihr Vertrauen schenken soll . Der Geschäfte ,
welche der OrtSvorstand vermöge Uebcrtragung des Staa¬
tes besorgt , sind nur wenige im Verhältnisse jener gro¬
ßen Zahl der für die Gemeinde im Namen und Auftrag
derselben besorgten Angelegenheiten , daher cS auch dem
Staate nicht einfällt , einen Gemeindevorstand aus der
Staatskasse zu besolden . Fragt man auch , warum die
Staatsregierung einen gewählten Ortöbeamtcn nicht be¬
stätigt , so bemerkt man leicht , daß der Grund doch nur
in Berichten der unmittelbaren Amtövorgesetzten liegt ,
welche das gewählte Individuum als gefährlich , des Ver¬
trauens nicht würdig schildern , weil sie entweder in ih¬
rer Beschränktheit Mißtrauen haben , oder den kräftigen
und unbeugsamen OrtSvorstand sich gern vom Halse schaf¬
fen möchten . Die Kommission erwägt , daß aber auch
nur dann die wahre Eintracht in der Gemeinde , und da¬
mit der Gemeingeist sich entwickeln und daß dem Par -
theigeiste vorgebeugt werden kann , wenn der Gemeinde¬
beamte zugleich der Mann Leö Vertrauens der Gemeinde
ist , daß auch dieser Beamte vorzüglich in großen Mo¬
menten wohlthätig wirken kann , wenn er das wahre Ver¬
trauen aller Gemeindeglieder besitzt , und daß Zeilen kom¬
men können , in welchem es Muth und Selbstständigkeit
von Seiten des Gemeindebeamten bedarf , um gegen un -
gerechte Zumuthungen der Verwaltungsstellen die Ge -
meinde zu vertreten . Ihre Kommission hat erwogen , daß
da , wo die Regierung das Recht hat , den Gewählten
zu verwerfen , es ihr leicht werden kann , unter Verhält .
Nissen , in denen eine unselige Entzweiung zwischen dem
Ministerium und dem Volke herrscht , den Würdigsten und
Edelsten , blos weil er freisinnig ist , zu entfernen , wenn
er alS Bürgermeister gewählt wird , und dadurch einen ,
mit dem Vertrauen der Gemeinde nicht Beehrten zum
Vorstande zu machen . Unsere Kammer zählt zu ihren ver -
ehrtesten Mitgliedern einen Mann , welcher alö Bürger¬
meister in einer der größten Städte gewählt , aber wegen
seiner Freisinnigkeit , die er auf dem Landtage von 1822
bewährte , von der StaatSregierung nicht bestätigt wurde .
Wenn auch der Herr RegierungS -Kommissär uns die Ver¬
sicherung crthcilt hat , daß in jenem Falle nur durch Ka -
binetöfchreiven und nicht durch das Staatöministcrium die

Verwerfung erfolgte , so kann die Kommission doch die
Bcsorgniß nicht unterdrücken , daß Zeiten kommen kön¬
nen , in welchen auf ähnliche Art die Wahlfrciheit der
Gemeinde beschränkt werden könnte . Die Erfahrung lehrt ,
daß in solchen Fällen von vorn herein Entzweiung in der
Gemeinde , und durch die Unzufriedenheit mit dem Vor¬
stande Partheigeist erweckt wird , und daß die Regierung
selbst keinen Vorthcil hat , da sie durch den einmal alS
abhängig und servilen Mann beirachtercn Gemeindevor¬
stand nichtv durchsetzen kann . — Ihre Kommission hat
sich nicht überzeugen können , daß der Regierung Nach¬
theil drohe , wenn der durch überwiegende Majorität ge¬
wählte , der Negierung vielleicht nicht willkommene , Ge -
meindcbeamte bestätigt werden muß ; denn besteht die
Stellung des Gewählten in einer zu kräftigen , jedoch in
den gesetzlichen Schranken gehaltenen Vcrtheidigung der
Gemeindercchte , so ist für eine Regierung , die redliche
Absichten hat , keine Gefahr da ; ist aber der Beamte zu
gleichgültig oder ungeschickt in der Verwaltung der Amtö -
geschäfte , so hat ja die Gemeindeordnung selbst dafür
gesorgt , daß der ungeschickte Gemeindebeamte entlassen
werden kann , und ohnehin wird Mittelmäßigkeit oder
Dummheit nie für lange Zeit sich halten können . Was
die im I . 1822 gemachte Einwendung betrifft , daß die
Regierung den Gemeindcbeamten ernennen müsse , weil
cs daran liege , auf die landständischeu Wahlen einzuwir¬
ken , und dabei die Person deS Bürgermeisters bedeutend
werde , so hat die neuere Zeit über eine solche Ansicht
ein schweres Gericht gehalten , und in den Hallen dieses
Haus . S hat die Stimme eines geehrten Ministers jede
Einmischung der Regierung in die Wahlen für eben so
unzulässig alö » nnöthig erklärt . Die Kommission fragt
aber auch , wie der Regierung das unbedingte Verwer -
ftingörecht des Gewählten zustehl , wie oft der Regierung
diese Beftigniß zustehcn soll , z . B . wenn zwei - oder
dreimal die Wahl auf solche fällt , die der Gnade der
Regierung sich nicht zu erfreuen haben , oder wenn die
Gemeinde bei jeder neuen Wahl immer wieder den Näm -
lichen wählt . Wir fragen , ob in diesem Kampfe zwischen
Regierung und Gemeinde nicht zuletzt doch die Regierung
nachgeben muß , weil sonst zu besorgen ist , daß die Ge¬
meinde gar nicht -mehr wählt , oder ob die Regierung
hofft , die Gemeinde zu ermüden und zuletzt zu zwingen ,
den der Negierung Wohlgefälligen zu wählen . Wir be-
klagen übrigens de» armen OrtSvorstand , der endlich nach
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solcher Ermüdung der Gemeinde durch eine sogenannte
Majorität zu der Ehre , gewählt zu werden , kommt , und
von der Regierung bestätigt wird . Ihm das Leben ge¬
hörig sauer zu mache» , möchte der Gemeinde nicht schwer
werden . Nicht zustimmen könnte die Kommisssion der
Einrichtung , daß drei gewählte Mitglieder in Vorschlag
gebracht werden sollten, aus welchen die Regierung einen
auszuwählen hätte ; wir wissen zu gut , wie schlecht cS
mit der Stimmenzahl steht , die derjenige bekömmt , wel.
cher da , wo jeder Bürger nur einen Candidalen wählt ,
als der zweite oder dritte Gewählte die meisten Stimmen
hat , und wie eö daher leicht geschehen könnte , daß von
diesen drei Candidalen der Mann der Minorität , unge .
achtet er relativ freilich mehr Stimmen , alö die Uebri -
gen, auf sich vereinigt , als der sogenannte Gutmüthigste
und Friedfertigste Bestätigung erhielte . Ohnehin möchte
auch der Regierung dnrch eine solche Einrichtung wenig
geholfen seyn , da cS der Gemeinde , wenn sie entschieden
einen bestimmten würdigen Mann alS ihren Vorstand
wählen will , und wenn jeder Bürger drei Candidaten
wählen muß , leicht würde , die Regierung dadurch zu
zwingen , daß neben dem wirklich mit dem Vertrauen ge-
ehrten Manne zwei ganz indifferente Leute , solche , an
deren Bestätigung nie gedacht werden könnte , vorgeschla.
gen würden . •

Die Kommisston hat durch die im neu redigirtcn Ent .
würfe gemachten Vorschläge alle Interessen zu vereinigen
versucht ; indem sie 1 ) davon auSgtng , daß derjenige ,
welcher nicht bloS eine kleine Majoriiät der Stimmen ,
sondern zwei Drittel der Stimmen erhält , als wahrer
Mann des Vertrauens anzusehen ist , und daß nicht an -
genommen werden darf , daß die Wahl nur Produkt einer
einer einzelnen Parthct sei , daß auch , wenn ein mit zwei
Drittel der Stimme Gewählter von der Regierung vcr.
worfen wird , vorauszusehen ist , daß jede spätere ange-
ordncte Wahl kein der Regierung und dem Interesse der
Gemeinde entsprechendes Resultat zum Vortheil eines an .
der » Candidaten haben werde . Auch die Würtembergische
Gemeinde . Ordnung § . 12 erkennt , daß der mit zwei
Drittel Stimmen Gewählte bestätigt werden muß . 2 ) Wenn
dagegen ein mit geringerer Majorität Gewählter vorge.
schlagen wird , so soll der Regierung das Derwerfungö .
recht zustchen , ohne daß jedoch der Nichlbestärigte , wenn

er nur die gesetzlichen Erfordernisse hat , als Wahlcandi .
dat bei der später » Wahl ausgeschlossen werden soll ES
kömmt nämlich nur darauf an , zu erfahren , ob wahrhaft
daS Vertrauen gleichförmig bei dem einmal Gewählten
bleibt ; zugleich soll ein Endpunkt bezeichnet werden , bis
zu welchem die Negierung nur Wahlen fordern kann .
Wird daher der zuerst Gewählte von der Regierung ver¬
worfen , so wird eine neue Wahl angeordnet . Fällt die
Majorität der Stimmen wieder auf den zuerst Gewählten ,
so kann zwar die Regierung ihn wicger verwerfen nnd
eine dritte Wahl anordnen ; wird aber auch dann der
Nämliche in allen drei Wahlen gewählt , so soll die Be .
stätigung der Regierung cintreten müssen . Fällt bei der
zweiten oder dritten Wahl die Majorität auf andere Per .
sonen , so muß die Regierung von drei Kandldalen , die
bei den Wahlen die meisten Stimmen erhielten , Einen
als Vorstand bestätigen ; denn hier ist das Interesse der
Regierung gewahrt , da sie hinreichende Auswahl hat , und
das Gcmeindeinteresse ist gesichert , da jeder von den drei
Gewählten mit dem Vertrauen der Gemeinde beehrt ist.

Bei der Berathung dieses § . fühlte die Kommission die
Schwierigkeit , daß durch die Annahme des Entwurfs in
den größer » Städten von der Wahl des OrtövorstandS ein
großer Theil von Bürgern ausgeschlossen würde , die in
dieser Ausschließung eine empsindliche Zurücksetzung er.
kennen würden . Man konnte sich nicht vei hehlen , daß
auch die Interessen der ärmer » Bürger vertreten werden
sollten , daß der Bürgermeister auch des Vertrauens der

geringern Bürger bedürfe , wenn er wahrhaft auf die Ge¬
meinde wohltbätig wirken wolle , daß durch Einführung
des beabsichtigten WahlcensuS eine Art von Vermögens «
aristokratie cingeführt zu werden schien , welche gehässig
wirken könne , und daß die Ausübung der wichtigsten
Rechte der Gemeinde nur in die Hände eines kleinen
ThcilS von Bürgern auf diese Art gelegt würde , indem

z . B . in CarlSruhe nur 741 , in Heidelberg nur 500 , in
Mannheim nur 760 Bürger wahlberechtigt würden , und
auf diese Art zwei Drittel der Bürgerschaft ausgeschlossen
wäre , und rin ähnliches Vrrhältniß auch in den Städ «
ten der zweiten Klasse sich ergebe , z . B . in Pforzheim ,
wo nur 353 als wahlberechtigt erschienen.

( Fortsetzung folgt .)
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